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„Der große Wurf kam nicht“
Kai Tybussek glaubt nicht, dass das PUEG in seiner jetzigen Fassung  

für langfristige Veränderungen in der Altenpflege sorgen kann.  
Im Interview mit care konkret gibt er seine Tipps für Einrichtungen weiter.

Herr Tybussek, die Branche 
klagt über massiv steigende 
Kosten bei fehlender Refinan-
zierung, das Insolvenzrisiko 
steigt. Viele haben auf Ant-
worten aus der Politik gewar-
tet. Nun liegt das PUEG vor. 
Liefert der Entwurf Lösungen 
für die Herausforderungen in 
der Branche? Reicht das aus?
Ich halte es zunächst für gut, 
dass die Bundesregierung er-
kannt hat, dass erneuter – und 
auch dringender – Reformbe-
darf in der gesetzlichen Pflege-
versicherung 28 Jahre nach de-
ren Einführung vorhanden ist. 
Dies war schon länger abseh-
bar, spätestens mit der Tatsache, 
dass die Spahn’sche Pflegere-
form 2021 mit dem GVWG nur 
ein Reförmchen war. Der gro-
ße Wurf, wie etwa die Umset-
zung der Idee des so genannten 
„Sockel-Spitze-Tausches“ kam 
nicht. Das größte Problem sind 
aus meiner Sicht explodierende 
Kostensteigerungen. Nicht zu-
letzt durch die Einführung der 
Tariftreue schießt im Durch-
schnitt der pflegebedingte 
Aufwand, der sich im ein-
richtungseinheitlichen Ei-
genanteil (EEE) widerspie-
gelt, rasant in die Höhe. Da 
war die zeitbezogene Entlas-
tung durch das GVWG nach 
Dauer der Pflegebedürftig-
keit im Heim letzt-
lich nur ein 
Tropfen 
auf den 
heißen 
Ste in . 

Jetzt werden durch den neu-
en Reformentwurf Kosten für 
Leistungsverbesserungen bzw. 
eine bessere Personalausstat-
tung auf die Versicherten (vor 
allem die kinderlosen) abge-
wälzt. Einen strukturellen Auf-
bruch kann ich nicht erkennen, 
sodass die Halbwertzeit die-
ser Reform erneut recht kurz 
ausfallen dürfte. Richtig kri-
tisch ist aus meiner Sicht die im 
Entwurf enthaltene Rechtsver-
ordnungsermächtigung für die 
Bundesregierung, den Beitrags-
satz anpassen zu können. Dies 
ist rechtsstaatlich betrachtet ein 
sehr einschneidender Eingriff, 
der sich sicherlich negativ auf 
die weitere Reformfantasie des 
Gesetzgebers auswirken dürfte.

Sehen Sie auch gute Ansätze 
im Gesetz?
Zu begrüßen ist wie gesagt zu-
nächst einmal, dass überhaupt 

in diesen schwieri-
gen Zeiten von 

Pandemie 
und Krieg 
etwas un-

ternom-

men wird. Inhaltlich wichtig 
sind sicherlich die geplanten 
Leistungsverbesserungen bzw. 
Anhebungen bei den Pflege-
sachleistungen um fünf Prozent, 
den prozentualen Zuschüssen zu 
den Eigenanteilen nach § 43 c 
SGB XI um fünf bis zehn Pro-
zent und bei dem Pflegegeld um 
fünf Prozent. Das soll aller-
dings erst zum 1. Januar 2024 
greifen. Immerhin sollen ein 
weiteres Jahr später zum 1. Ja-
nuar 2025 und zum 1. Januar 
2028 dann Geld- und Sach-
leistungen regelhaft angepasst 
an die Preissteigerung dyna-
misiert werden. Zu begrüßen 
ist sicherlich auch, dass ein ge-
meinsamer Jahresbetrag aus den 
Leistungen von Kurzzeitpflege 
und Verhinderungspflege einge-
führt werden soll.

Wie lauten Ihre Erfahrungen 
aus den bisherigen Verhand-
lungen: Konnten die Kosten-
steigerungen durch Energie, 
Tarif, Inflation in den Bud-
getverhandlungen vereinbart 
werden? Oder gibt es hier noch 
viel Nachholbedarf?

Hinsichtlich der Energiekos-
ten ist der Druck im Wesent-
lichen aus den Verhandlungen 
genommen durch den neuen  
§ 154 SGB XI (Ergänzungs-
hilfen), der ähnlich wie der da-
malige Corona-Schutzschirm 
gem. § 150 SGB funktioniert. 
Allerdings sind die verhan-
delbaren Lebensmittelkosten 
und Kosten für medizinisch-
pflegerischen Bedarf oftmals 
Streitpunkte. Unverändert 
heftig gestritten wird in den 
Pflegesatzverhandlungen über 
Aspekte des Verwaltungsbe-
darfs. Bei den Personalkos-
ten erleben wir derzeit immer 
weniger Konfliktpotential, die 
Umsetzung der Tariftreue er-
folgt meist angemessen. Eine 
Ausnahme bildet hier die Re-
finanzierung des nicht pf le-
gerischen Personals bei Ein-
richtungen, die sich entweder 
nur einem Tarif anlehnen oder 
Durchschnittsanwender sind. 
Hier kommt das Serviceperso-
nal im Gegensatz zu den ech-

ten Tarifanwendern häufig zu 
schlecht weg.

Was raten Sie den Pflegeein-
richtungen mit Blick auf die 
nächste Pf legesatzverhand-
lung, um eine auskömmliche 
Vergütung zu verhandeln?
Pflegeeinrichtungen müssen ih-
re Personal- und Sachkosten 
monatlich controllen und stän-
dig mit den verhandelten Werten 
abgleichen. Nach der Verhand-
lung ist vor der Verhandlung. 
Strategisch gilt es abzuwägen, 
ob die Einrichtung sich mög-
licherweise nicht doch besser 
einem Tarif unterwirft, um ei-
ne bessere Refinanzierung der 
Hauswirtschaftskräfte und des 
Verwaltungspersonals zu errei-
chen. Auch die Frage des Out-
sourcings von Küche, Reinigung 
und Wäsche ist neu zu bewerten 
angesichts der aktuellen Rechts-
lage und Verhandlungspraxis.

Die Fragen stellte Steve Schrader.
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„Die Halbwertzeit  
dieser Reform dürfte 

erneut recht kurz 
ausfallen.“

Kai Tybussek, Curacon

In der Hauptstadt fehlen 30.000 Pflegekräfte
Bpa-Chef: Berlin soll sich Bayern zum Vorbild nehmen

Anlässlich des Berliner Pflege-
gipfels am 22. März bei der Sena-
torin für Wissenschaft, Gesund-
heit, Pflege und Gleichstellung 
machte der Berliner Landes-
vorsitzende des Bundesverban-
des privater Anbieter sozialer 
Dienste (bpa), Oliver Stemmann, 
auf den Personalmangel in der 
Langzeitpflege aufmerksam: „In 
Berlin fehlen rund 30.000 Pfle-
geassistenz- und -fachkräfte und 
dieser Mangel sorgt längst für 

ein Wegbrechen der Versor-
gungsangebote.“

Die derzeitige Fokussie-
rung auf Pflegefachkräfte müsse 
sich weiten, so Stemmann laut 
Pressemitteilung. Schließlich 
komme nicht nur im Zuge der 
Umsetzung des neuen Personal-
bemessungssystems in der sta-
tionären Pflege auch den As-
sistenzkräften eine besondere 
Bedeutung zu. In Berlin müss-
ten entsprechende Schul- und 

Ausbildungskapazitäten ausge-
baut werden, um die Pflegefach-
assistenzausbildung zu stärken.

Jetzt gelte es, die zentralen 
Bausteine zur Sicherung des 
Personalbedarfs in der Pflege 
zu stärken: „Die Pflege muss 
auch für berufserfahrene Men-
schen eine interessante Perspek-
tive werden, zum Beispiel durch 
eine umfassende Förderung der 
Umschulung. Das Land Berlin 
könnte mit einer entsprechenden 
Finanzierung und mit Prämien 
für Berufsrückkehrer wichtige 
Potenziale erschließen“, erläu-
tert der Berliner bpa-Chef. 

Und schließlich werde es 
nicht ohne massive und schnelle 
Zuwanderung in die Langzeit-
pflege gehen. „Das Land Berlin 
sollte sich dabei an den guten 
Ansätzen in Bayern orientie-
ren: Beschleunigung der Aner-
kennung internationaler Berufs-
abschlüsse durch zentralisierte 
Anlaufstellen und vereinfachte 
Verfahren und die Öffnung der 
Zuwanderung auch für Pflege-
kräfte unterhalb des Fachkraft-
niveaus“, fordert Stemmann ab-
schließend.  (ck)

Berlin muss mehr tun, um ausreichend Pflegepersonal für die 
 Versorgung der Bewohner:innen zu gewinnen, so der bpa. 
 Foto: AdobeStock/HNFOTO

Mehr Reflexion im Beruf nötig
Pflegekräfte müssen Verhältnis zu Gepflegten definieren

Pflegekräfte machen sich nach 
Ansicht des Bremer Soziologen 
Hans-Jürgen Wilhelm die Art 
ihrer Beziehung zu den Bewoh-
nern im Pflegeheim zu wenig 
bewusst. „Nach meiner Erfah-
rung tun sich Pflegeteams mit 
Supervision und anderen Ins-
trumenten zur Ref lexion ih-
rer Arbeit sogar richtig schwer, 
selbst wenn sie ihnen angeboten 
werden“, sagte der Geschäfts-
führer der Dienste für Senio-
ren und Pflege der diakonischen 
Stiftung Friedehorst im Bremer 
„Weser Kurier“ vom 25. März.

„Dass die Beziehung zu den 
Pflegebedürftigen ein nicht ganz 
unwesentlicher Faktor ihrer Ar-
beit ist und die Qualität von 
Pflege maßgeblich beeinflusst, 
führt eben nicht automatisch zu 
einem professionellen Umgang 
mit diesem Faktor“, sagte Wil-
helm. Bei kaum einer anderen 
Tätigkeit werde die zwischen-
menschliche Distanz so auf-
gehoben wie in der Pflege, er-
läuterte der Soziologe, der die 
Beziehung zwischen Pflegekräf-
ten und Pflegebedürftigen er-
forscht hat.

Eine Pflegekraft sei schnell in 
intimer Nähe zum Gepf leg-
ten, nicht nur körperlich. „Sie 
erfährt meistens viel Priva-
tes aus der Lebensgeschichte, 
lernt Vorlieben und Abneigun-
gen kennen, wie es in partner-
schaftlichen oder freundschaft-
lichen Beziehungen typisch ist.“ 
 Allerdings werde die Art der 
 Beziehung im Alltag fast nie 
definiert.

„Rein formal betrachtet 
haben wir ein Verhältnis von 
Kunde und Dienstleister“, sag-
te Wilhelm. „Andererseits ist 
die pflegebedürftige Person auf 
die Zuwendung durch die Pfle-
gekraft unter Umständen exis-
tenziell angewiesen. Die eine 
Seite ist überspitzt gesagt hilf-
los, die andere Seite der Retter.“ 
Dies entspreche aber nicht dem 
Selbstbild der meisten Pflege-
kräfte. Diese beschrieben viel-
mehr ihr Verhältnis zu den Be-
wohnern im Pflegeheim häufig 
als zeitlich begrenzte freund-
schaftliche Beziehung. „Aber 
das scheitert früher oder später, 
weil es ein unerfüllbarer An-
spruch ist.“ (epd)

„Das Land Berlin 
könnte mit einer 
entsprechenden 

Finanzierung und 
mit Prämien für 

Berufsrückkehrer 
wichtige Potenziale 

erschließen “
Oliver Stemmann, bpa Berlin


